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Birnstock: Die Landesregierung darf sich nicht aus der Verantwortung
stehlen

Die Landesregierung sollte ihr Versprechen einlösen und Geislingen bei der erneuten Sanierung des
Michelberg-Gymnasiums unterstützen.

Der Petitionsausschuss des Landtags entschied in der vergangenen Woche, einer Petition zur Sanierung
des Michelberg-Gymnasiums in Geislingen an der Steige nicht abzuhelfen. Die endgültige Entscheidung
des Landtags wird dazu in der nächsten Woche erfolgen. Der Sprecher für frühkindliche Bildung und
Jugend der FDP/DVP-Fraktion, Dennis Birnstock, fordert eine Änderung des ablehnenden Kurses durch
die Regierungsfraktionen:

„Der Sanierungsstau der Schulen Baden-Württembergs ist allgemein bekannt. Schnell verweist man hier
auf die Verantwortung der Kommunen. Doch die Landesregierung darf die finanziell oft überforderten
Städte und Gemeinden nicht im Regen stehen lassen.

Das Michelberg-Gymnasium ist genau so ein Fall. Die Stadt Geislingen hat sich richtigerweise auf den
Weg gemacht und in ihre Bildungsinfrastruktur investiert. Unverschuldet ist das Gymnasium allerdings
kaputtsaniert worden, sodass eine erneute Sanierung notwendig wird und mit über 40 Millionen Euro zu
Buche schlagen würde.  Eine Schulschließung hätte jedoch drastische Folgen für die Bildungslandschaft
vor Ort. Hier muss die Landesregierung reagieren, vor allem, da die ehemalige Kultusministerin, Frau
Eisenmann, den Betroffenen vor Ort Hilfe versprochen hat. Im Petitionsausschuss vergangene Woche
wurde jedoch mehrheitlich gegen eine Petition gestimmt, die die Landesregierung aufforderte, ihrem
Versprechen nachzukommen.  Im Landtag werden wir die Regierung erneut an ihr Versprechen erinnern
und uns für eine Abhilfe der Petition und damit für eine angemessene Unterstützung der Kommune
einsetzen.  Das Versprechen muss eingelöst werden, sonst verspielt die Landesregierung wichtiges
Vertrauen in die Landespolitik.

Unabhängig von diesem Fall und angesichts des großen Sanierungsstaus an unseren Schulen, muss auch
die Höhe und Ausgestaltung der Landesförderung bei Schulbauten und -sanierungen an die gestiegenen
Baukosten angepasst werden. Daher fordern wir eine zeitnahe Anpassung der Kostenrichtwerte und des
Fördervolumens beim Schulbau und den Schulsanierungen.“


